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Drucksache V/1318 


Der Bundesminister für Verkehr 

See 8/20 - 2/67 


Bonn, den 20. Januar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verseuchung des Meerwassers 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup- 
pertal), Bading, Mertes und Genossen 
- Drucksache V/1267 - 


Im Einvernehmen mit den Bundesministern für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, für wissenschaftliche Forschung 
und für Gesundheitswesen sowie im Benehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft und dem Auswärtigen Amt beant- 
worte ich vorgenannte Anfrage wie folgt: 

1. Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag über die Arbei- 
ten der zwischenstaatlichen Kommission für Ozeanographie bei 
der UNESCO und der OECD hinsichtlich der Verseuchung des 
Meerwassers durch radioaktive Abfallstoffe und der Ver- 
schmutzung der See in Küstennahe durch industrielle Abwasser 
zu berichten? 

Die Bundesregierung bemüht sich seit langem darum, zu inter- 
nationalen Absprachen oder Übereinkommen über die Ver- 
hütung jeglicher Verseuchung des Meerwassers zu gelangen. 

Die Bundesrepublik hat das 1954 abgeschlossene und 1962 
revidierte Internationale Übereinkommen über die Verschmut- 
zung der See durch öl maßgeblich mitgestaltet und ratifiziert. 
Die Bundesregierung hat sich ferner in den Sonderorganisatio- 
nen der Vereinten Nationen und in der IAEA aktiv dafür ein- 
gesetzt, daß auch die Verhütung der Verschmutzung der See 
durch radioaktive und sonstige schädliche Stoffe auf internatio- 
naler Basis behandelt wird. 

Der einschlägige Fragebogen, der vom UN-Verwaltungsaus- 
schuß für Koordinierung - Unterausschuß für Meereswissen- 
schaften und deren Anwendung - 1966 an alle Staaten der UN- 
Organisation versandt worden ist, ist mit auf deutsche Vorstel- 
lungen zurückzuführen. 
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Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme vom 14. Ok- 
tober 1966 zu dem Fragebogen vorgeschlagen, daß der Arbeits- 
ausschuß „Marine Pollution" der Zwischenstaatlichen Ozeano- 
graphischen Kommission (IOC) bei der UNESCO, der auf Vor- 
schlag der Bundesrepublik beschlossen worden ist, die wissen- 
schaftliche Beurteilung des Problems federführend bearbeiten 
und Vorschläge über die weitere Behandlung der Sachfragen 
vorlegen soll. Die Bundesregierung hat darin ferner zum Aus- 
druck gebracht, daß die Ergebnisse des Arbeitsausschusses der 
IOC, dem neben den Ozeanographen der einzelnen Teilbereiche 
insbesondere auch Biologen, Fischereisachverständige und Ra- 
diologen sowie Vertreter der Weltorganisationen ''FAO, 
IMCO, IAEA, WHO, WMO angehören sollten, den Staaten 
sogleich als Empfehlungen für die nationalen Maßnahmen 
dienen, bis ein internationales Übereinkommen paraphiert wer- 
den kann. 

Die Bundesregierung ist bereit, dem Bundestag über die Fort- 
schritte zu berichten. 

Die Frage, ob es zweckmäßig ist, neben der Behandlung der 
Probleme in der IOC im Zusammenwirken mit den anderen 
internationalen Sonderorganisationen auf Regierungsebene 
(FAO, IMCO, WHO, IAEA, WMO) auch noch die erwogene 
Arbeitsgruppe (Meerwasserverschmutzung) in der OECD mit 
Untersuchungen über die Beseitigung von Industrieabfällen zu 
betrauen, ist noch nicht geklärt. Dies wird u. a. vom Fortgang 
der Arbeiten in der IOC abhängen. Auf jeden Fall soll Doppel- 
arbeit vermieden werden. 

In der OECD beschäftigt sich aber seit langem die Europäische 
Kernenergieagentur (ENEA) mit den Fragen der Beseitigung 
von radioaktiven Abfällen im Meer (siehe dazu Beantwortung 
zu Frage 2). 

Hinsichtlidi der Verschmutzung der See in Küstennahe durch in- 
dustrielle Abwässer ist eine bundesgesetzliche Regelung vorgese- 
hen. Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Was- 
serhaushaltsgesetzes - Reinhaltung der Küstengewässer - ent- 
hält Vorschriften über den Schutz der Küstengewässer gegen 
jegliche Verunreinigung. Der Gesetzentwurf ist fertiggestellt; 
er liegt dem Bundesrat im ersten Durchgang vor. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten einer 
internationalen Vereinbarung über die Beseitigung von Atom- 
müll durch Versenken in den Ozean? 


Die bei der Internationalen Atomenergie-Behörde (IAEA) lau- 
fenden Bestrebungen zur Formulierung internationaler Richt- 


* FAO ^ Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der UN 
IMCO = Zwischenstaatliche Beratende Seeschiffahrtsorganisation 
IAEA Internationale Atomenergie-Behörde 
WHO ^ Weltgesundheitsorganisation 
WMO = Weltorganisation für Meteorologie 
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linien für die Versenkung radioaktiver Abfallstoffe in das Meer 
haben im Jahr 1963 zum Entwurf eines Übereinkommens über 
die Abgabe radioaktiver Rückstände in das Meer geführt. 
Wegen unterschiedlicher Auffassungen über die Frage der zu- 
lässigen Grenzwerte für radioaktive Abfallstoffe konnte dieser 
Entwurf noch nicht weiter gefördert werden. Es müssen insbe- 
sondere noch bessere Unterlagen über die Verdriftung und 
Vermischung radioaktiver Substanzen im Meere und deren Ein- 
wirkungen auf die Biosphäre gewonnen werden. 

Die Bundesrepublik ist an der Klärung dieser Fragen durch die 
Arbeiten mehrerer Institute beteiligt, darunter das Deutsche 
Hydrographische Institut (DHI) und die Bundesforschungsan- 
stalt für Fischerei, und sie nimmt aktiv an der gemeinsamen 
Studie der Mitglieder der Kernenergieagentur (ENEA) der 
OECD teil. Zu diesem Zweck hat das DHI mit dem Forschungs- 
schiff „METEOR'' 1966 eine mehrwöchige Fahrt in den östlichen 
Atlantik unternommen. Im Jahre 1968 werden die Messungen 
im gleichen Seegebiet wiederholt werden. Ferner ist die Be- 
schaffenheit der von interessierten Ländern vorgeschlagenen 
Behälter geprüft und ein Programm für eine Versenkung von 
niedrigaktiven Stoffen bei sehr großen Wassertiefen zu Er- 
probungszwecken eingeleitet worden. 

Die Bundesregierung hält es für möglich, zwischen den beiden 
Auffassungen, keine radioaktiven Rückstände in das Meer zu 
bringen oder das Meer als einen sicheren Auffangplatz von der- 
artigen Stoffen anzusehen, Kompromisse zu finden und inter- 
nationale Richtlinien zu entwerfen, die es erlauben, unter kon- 
trollierten Bedingungen radioaktive Abfälle in besonders aus- 
zuwählenden Seegebieten in den Ozeanen mit großen Wasser- 
tiefen einzubringen. 

3. Ist bekannt, in welchem Ausmaß Industriebetriebe flüssige oder 
feste Abfallstoffe durch Rohrleitungen in die See ableiten oder 
mit Transportschiffen in das Meer verklappen lassen? 

In welchem Ausmaß Industriebetriebe flüssige oder feste Ab- 
fallstoffe durch Rohrleitungen in die See ableiten, ist der Bun- 
desregierung im einzelnen nicht bekannt. Die allseits für not- 
wendig angesehene wassergesetzliche Regelung zur Reinhal- 
tung der Küstengewässcr wird der unter 1. angegebene Gesetz- 
entwurf bringen. 

Die Fälle, in denen industrielle Abfallstoffe mit Transport- 
schiffen in die freie See gebracht werden, sind der Bundes- 
regierung weitgehend bekannt, da Reedereien, Spediteure und 
Industriebetriebe sich in zunehmendem Ausmaß durch vorheri- 
ges Einholen einer Zustimmung der Bundesregierung sichern 
oder von ihr zu einer Mitteilung über etwaige Einbringungsab- 
sichten aufgefordert werden. Die Bundesregierung gibt eine 
Stellungnahme erst nach Einholeri eines Gutachtens des Deut- 
schen Hydrographischen Instituts, der Buridesforschungsanstalt 
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für Fischerei und der Bundesanstalt für Gewässerkunde, in dem 
von Fall zu Fall Stellung dazu genommen wird, ob die betref- 
fenden Abfallstoffe nicht doch an Land besser vernichtet, gela- 
gert oder aufgearbeitet werden können oder - falls dies nicht 
möglich oder gänzlich unwirtschaftlich erscheint - unter wel- 
chen Bedingungen ein Verklappen oder Versenken im Meere 
möglich ist (ausgewählte Seegebiete außerhalb der Fischerei 
oder Mauptschiffahrtslinien, druckfeste Verpackung, aus- 
reichende Verdünnung u. a.). 

Die Bundesregierung hat zur Zeit keine rechtlichen Handhaben, 
um die Beachtung ihrer Empfehlungen außerhalb des Küsten- 
meeres zu erzwingen. Die betreffenden Stellen (Reedereien, In- 
dustriebetriebe) sind jedoch den Empfehlungen gefolgt. 

4. Können durch derartige Maßnahmen Erholungsgebiete oder 
auch die Küstenüscher betroffen werden? 

Es besteht die Möglichkeit, daß Erholungsgebiete oder auch die 
Küstenfischerei betroffen werden, wenn Abfallstoffe in unzu- 
lässiger Weise, an falscher Stelle, unsachgemäß oder in zu 
großer Menge und Konzentration eingebracht werden. Dies war 
u. a. Anlaß für den unter 1. angegebenen Gesetzentwurf und für 
die unter 3. beschriebenen Maßnahmen für die freie See. 

5. Ist die Bundesregierung bereit, in den einschlägigen inter- 
nationalen Organisationen darauf hinzuwirken, daß die in der 
Arbeitsgruppe „Abwässer in Küstennähe" der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft aufgenommene Tätigkeit zu einer inter- 
nationalen Zusammenarbeit ausgebaut wird? 


Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme vom Oktober 
1966 an die Sonderorganisationen der Vereinten Nationen die- 
jenigen deutschen Forschungsarbeiten genannt, die sich mit Ab- 
fall-, Abwasser-, Verdriftungs- und Vermischungsfragen im 
Meerwasser befassen. Darin wurden u. a. die Forschungspro- 
jekte der Arbeitsgruppe „Abwässereinflüsse im deutschen 
Küstenbereich'’ der Deutschen Forschungsgemeinschaft nament- 
lich aufgeführt, um damit Fachleuten in anderen Staaten die 
Kontaktmöglichkeiten mit den deutschen Instituten zu erleich- 
tern. 

Die Bundesregierung erwartet, daß die Sitzung der Sekretariate 
der beteiligten UN-Sonderorganisationen (Unterausschuß Mee- 
reswissenschaften und deren Anwendung) Mitte Februar 1967 
beschließen wird, den lOC-Arbeitsausschuß „Marine Pollution" 
mit der weiteren Arbeit zu beauftragen. Hierin würden alle Er- 
gebnisse der Arbeitsgruppe „Abwässereinflüsse im deutschen 
Küstenbereich" der DFG sofort eingehen können. 

6, Ist die Bundesregierung nach Vorliegen entsprechender For- 
schungsergebnisse bereit, dem Bundestag Vorschläge für eine 
gesetzliche Regelung bezüglich der Einleitung oder des Ver- 
klappens von Abfällen in die See vorzulegen? 


4 



Deutscher Bundestag — 5. Wahiperiode Drucksache V/ 131 8 


Die Bundesregierung beabsichtigt, dem Deutschen Bundestag 
Vorschläge für eine gesetzliche Regelung bezüglich der Ein- 
leitung und des Verklappens von Abfällen in die See vorzu- 
legen, sobald die dafür noch erforderlichen Unterlagen der ein- 
geschalteten nationalen und internationalen Gremien vorhan- 
den sind. 

Die Bundesregierung ist zu aktiven Maßnahmen auch insbeson- 
dere durch Artikel 25 des von ihr Unterzeichneten, aber noch 
nicht ratifizierten Genfer Übereinkommens über die Hohe See 
von 1958 aufgerufen. Artikel 25 lautet: 

1. Jeder Staat hat Maßnahmen zu treffen, um die Verseuchung 
des Meeres durch die Versenkung radioaktiver Abfälle zu 
verhüten, wobei alle von den zuständigen internationalen 
Organisationen ausgearbeiteten Normen und Vorschriften 
zu berücksichtigen sind. 

2. Alle Staaten haben mit den zuständigen internationalen 
Organisationen zusammenzuarbeiten, um Maßnahmen zur 
Verhütung der Verseuchung des Meeres und des darüber 
befindlichen Luftraumes zu treffen, die aus jeder Verwen- 
dung radioaktiven Materials oder anderer schädigender 
Wirkstoffe herrühren. 


Georg Leber 
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